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6) Zustellvollmacht in Abgabensachen 

Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrssteuern und Glücksspiel hat in einer Aussendung An-
fang 2012 darauf hingewiesen, dass mit der Umstellung von sogenannten Einmal- auf Dau-
erkonten Anfang 2011 von der in § 213 Abs. 2 BAO vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch 
gemacht worden sei, künftig auch nicht wiederkehrend zu erhebende Abgaben zusam-
mengefasst zu verbuchen. Seither bestehen für jeden Abgabenpflichtigen nur noch Dauer-
konten. 

Daraus ergibt sich dem Finanzamt zufolge i.V.m. § 103 Abs. 2 BAO, dass eine bekanntgege-
bene Zustellvollmacht unwirksam ist, wenn sie ausdrücklich auf ein bestimmtes Abgaben-
verfahren beschränkt ist. Erledigungen werden zukünftig nur mehr dann an den Bevoll-
mächtigten zugestellt, wenn die Vollmacht nach der Aktenlage für die Zustellung aller Erle-
digungen der zusammengefasst verbuchten Abgaben erteilt wurde. In diesem Fall erfolgt 
die Zustellung sämtlicher Erledigungen aller gemeinsam verbuchten Abgaben an den Be-
vollmächtigten. 

Gibt es mehrere Zustellbevollmächtigte, gelte die Zustellung gem. § 9 Abs. 4 S. 2 Zustellge-
setz als bewirkt, sobald sie an einen der Zustellbevollmächtigten vorgenommen worden ist. 
Auch wenn vom Vertragserrichter eine uneingeschränkte Zustellvollmacht bekannt gege-
ben wurde, erlischt die Zustellvollmacht des anderen Zustellbevollmächtigten nicht auto-
matisch. 
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Vielmehr sind die Leser, ob WisteV-Mitglieder oder nicht, aufgerufen, sich am steten Pro-
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WisteV ist ein Zusammenschluss verschiedener am Wirtschaftsstrafrecht beteiligter Berufs-
gruppen. Das bietet den Vorteil, Themen aus unterschiedlicher Sicht betrachten zu können. 
Auch damit wird es allerdings nicht gelingen, in jeglicher Hinsicht Konsens herzustellen. Be-
reits das Anstreben eines solchen Zieles wäre von vorn herein, weil völlig unrealistisch, zum 
Scheitern verurteilt. Aber mehr Klarheit zu schaffen, hinsichtlich des Trennenden wie des 
Gemeinsamen, erscheint als wünschenswert, sinnvoll und vor allem erreichbar. Ungewiss-
heiten mögen zwar den professionell am Wirtschaftsstrafrecht Beteiligten aus unterschiedli-
chen bis gegensätzlichen Gründen durchaus zupass kommen, weil dabei die Chance argu-
mentativer Beeinflussung des Ergebnisses größer ist als beim Bewegen auf gesichertem Ter-
rain. Aber derjenige, der sich fragt, wie er auf rechtmäßige Weise ein (wirtschaftliches) Ziel 
erreichen kann, der hat keinerlei Interesse an Ungewissheiten. Er strebt nach einem ‚safe 
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harbour‘. Dieses Interesse ist völlig legitim: in einer freiheitlichen Gesellschaft darf – prinzi-
piell, trotz des faktisch erforderlichen Freischwimmens in einem Meer <und Mehr!> aus Bü-
rokratie – frei gehandelt und damit auch frei gewirtschaftet werden. Um von dieser Freiheit 
innerhalb des legalen Rahmens Gebrauch machen zu können, bedarf es der Rechtssicher-
heit. Diese wird in einer sich wandelnden Welt immer nur partiell erreicht werden können. 
Das stellt die Sinnhaftigkeit dieses Ziels allerdings nicht in Frage.  

WisteV hat es sich deshalb zur Aufgabe gemacht, für möglichst viele Themenfelder Stan-
dards dergestalt zu entwickeln, dass einerseits Konsentiertes und andererseits Kontroverses 
formuliert wird. Geeignete Ausgangspunkte sind WisteV-Veranstaltungen zu aktuellen 
Themen. Deshalb sind insbesondere diejenigen, die Regional- oder Facharbeitskreis-
Veranstaltungen organisieren, aufgerufen, das Diskutierte in diesen beiden Kategorien 
möglichst tiefgehend zusammenzufassen. Es ist allerdings auch ohne weiteres denkbar, 
derartige Aufstellungen auch aus anderem Anlass zu formulieren.  

Die vorliegende Ausgabe des WiJ enthält keine neuen Themenblöcke. Zum Themenblock 8 
(WiJ 2012, 216 – 218) hat jedoch der WisteV Arbeitskreis Compliance, Fraud und Investiga-
tions aufgrund seiner Treffen in Frankfurt am Main am 15.11.2011 und 21.3.2012 sowie in 
Bonn am 14.6.2012 folgende Ergänzungsvorschläge erarbeitet (breits abgedruckte Thesen 
sind farblich in grau abgesetzt): 

8) Themenblock: Compliance 

a) Begriffliches (siehe Wi-J 4/2012, S. 216) 

b) Compliance im engeren Sinne 

8.  Zwingende Vorschriften an die Organisation gibt es nur ausnahmsweise (AktG, 
KWG, WpHG). Die Gestaltung ist weitgehend frei. In Betracht kommen 

• Unternehmensrichtlinien mit Verhaltenskodices, z.B. Compliance-
Richtlinien, 

• die Bestellung eines Compliance-Officers, 

• der Aufbau einer Compliance-Abteilung, 

• die Übertragung der Aufgaben auf die bestehende Innenrevision, 

• die Übernahme seitens der Geschäftsleitung selbst (in kleineren Unterneh-
men), 

• Information, Schulung und Beratung der Verantwortlichen wie der Mitarbei-
ter, 

• Rotation, 

• Vier-Augen-Prinzip 

• Kontrollmaßnahmen (Auswertung von Beschäftigtendaten, akustische und 
optische Überwachung, Ombudsmann, Whistleblowing).  

• Schulungen 

Der weitgehend freie Gestaltungsrahmen wird jedoch eingeschränkt durch die 
Notwendigkeit, bereichsspezifische Regelungen einzuhalten, z.B. 

• BaFin, Rundschreiben 4/2010 [WA] vom 14.6.2011 – Mindestanforderungen 
an die Compliance-Funktion und die weiteren Verhaltens-, Organisations- 
und Transparenzpflichten nach §§ 31 ff. WpHG für Wertpapierdienstlei-
stungsunternehmen [MaComp]. 

• aus dem Ausland: Ministry of Justice, Bribery Act 2010 Guidance, 2011. 

Zum Thema Internal Investigations hat sich der Arbeitskreis auf folgende ausdifferenzierte-
re Fassung verständigt: 
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c) Internal Investigations 

1.  Internal Investigations als Aufarbeitung möglicherweise begangener Regelver-
stöße richten den Blick in die Vergangenheit. 

2.  Bei einem Verdacht auf Verstöße gegen gesetzliche und/oder unternehmensin-
terne Regelungen sind die Geschäftsleitungs- bzw. Überwachungsorgane re-
gelmäßig aufgrund ihrer Pflicht, eine Schädigung des Unternehmens abzuwen-
den oder zu begrenzen (unter anderem gemäß §§ 76 Abs. 1, 93 Abs. 1 AktG), zur 
Sachverhaltsaufklärung verpflichtet. Die Sachverhaltsaufklärung muss dazu be-
stimmt und erforderlich sein, zukünftige Pflichtverletzungen zu vermeiden, das 
Bestehen oder Nichtbestehen von Schadensersatzansprüchen festzustellen 
und/oder Imageschäden zu vermeiden. 

3.  Internal Investigations sind eine Form der Sachverhaltsaufklärung. Daneben be-
steht die Möglichkeit einer Straf- oder Ordnungswidrigkeitenanzeige. In der Re-
gel besteht für das Geschäftsleitungs- oder Überwachungsorgan keine unmit-
telbare Pflicht zur Anzeige eines Verdachts bei der Staatsanwaltschaft oder einer 
anderen Behörde (anders z. B. in Fällen des § 8 GwG und § 10 WpHG).  

4.  Der Umfang von Internal Investigations richtet sich nach den Umständen des 
Einzelfalls: 

• Bedeutung des (potentiellen) Regelverstoßes (Verstoß gegen unterneh-
mensinterne Richtlinie; Straftat oder Ordnungswidrigkeit; Hinweise auf 
„Systemfehler“; Verschuldensgrad; Höhe des eingetretenen Schadens), 

• Schwere des Verdachts, 

• bereits vorhandenes Wissen und zur Verfügung stehende Informations-
quellen (z. B. aus Ermittlungsverfahren oder „Parallelprozessen“), 

• abstrakt und konkret drohende Folgen für das Unternehmen, 

• Regelungsfähigkeit und wirtschaftliche Realisierbarkeit von Schadenser-
satzansprüchen, 

• Kosten der Internal Investigations. 

5.  Das Geschäftsleitungsorgan kann die Zuständigkeit für Internal Investigations 
im Unternehmen an geeignete Stellen – unbeschadet seiner Gesamtverantwor-
tung – delegieren. Besteht der Verdacht gegen das Geschäftsleitungsorgan 
oder eines seiner Mitglieder, liegt die Zuständigkeit bei dem Überwachungsor-
gan. Die Zuständigkeit des Überwachungsorgans ist regelmäßig begründet, wo 
wegen einer besonderen gesetzlichen Einstandshaftung der Verdacht eines Re-
gelverstoßes sich stets gegen ein Geschäftsleitungsmitglied richtet (z. B. dem 
Ausfuhrverantwortlichen im Außenwirtschaftsrecht).   

6.  Bei Internal Investigations werden Externe eingeschaltet, um entweder bereits 
bekannte oder (nur oder auch) vermutete Regelverstöße durch Unbeteiligte mit 
vorhandenem Spezialwissen aufzuklären. 

7.  Soweit Internal Investigations mit der Erhebung personenbezogener Daten 
verbunden sind, unterliegen sie stets den Anforderungen des Bundesdaten-
schutzgesetzes, und zwar auch wenn es sich um keine automatisierte Datenver-
arbeitung handelt (§ 32 Abs. 2 BDSG). Daneben können weitere Verbotstatbe-
stände zu beachten sein (StGB, TKG). 

7.  Betriebsverfassungsrechtliche Beteiligungserfordernisse sind einzuhalten. 

8.  Internal Investigations müssen auf die Feststellung der Wahrheit gerichtet sein 
und dürfen nicht der „Steuerung“ späterer Strafverfahren dienen. 

9.  Auf bekannt werdende Informationen ist sachgerecht zu reagieren (Organisato-
rische, ggf. personelle Konsequenzen, Verfolgung zivilrechtlicher Haftungsan-
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sprüche, <Verdachts->Kündigung, steuerliche Selbstanzeige, evtl. Übermittlung 
der Erkenntnisse <nebst Unterlagen> an Strafverfolgungsbehörden z.B. zwecks 
Ergreifen vermögensabschöpfender Maßnahmen). 

10.  Internal Investigations können behindert werden durch ein geringeres Aufklä-
rungsinteresse in solchen Unternehmen, in denen bereits ein objektiver Rechts-
verstoß eine Verantwortlichkeit eines Geschäftsleitungsmitglieds auslöst 
(Einstandshaftung) und der daran anknüpfende Verdacht fehlender Zuverläs-
sigkeit wiederum eine verwaltungsrechtliche Suspendierung laufender Geneh-
migungsverfahren zur Folge hat (z. B. bei einem Ausfuhrverantwortlichen im 
Außenwirtschaftsrecht).  

11.  Internal Investigations begegnen immer größer werdenden (elektronischen) 
Datenmengen. Die Auswertung erfordert die Verwendung von IT-Systemen, um 
Zeit, Kosten und andere Ressourcen für die Beweisermittlung und Datenverar-
beitung zu minimieren. Softwarelösungen können Vertraulichkeit, Integrität 
und Schutz vor Manipulation fallbezogener Daten sicherstellen. Die sinnvolle 
Verwendung von IT-Systemen verlangt jedoch vorab Kenntnis und Lokalisie-
rung der Daten, die für die Sachverhaltsaufarbeitung relevant sind. 

Verwertung und Verwendung in Strafverfahren 

12.  Eine Verfügungsbefugnis über Beweismittel, die während einer internen Ermitt-
lung gewonnen wurden, hat ein Unternehmen nicht, wenn es Strafanzeige we-
gen eines Offizialdelikts erhebt. 

13.  Vertraulichkeitszusagen privater Vernehmungspersonen binden staatliche Er-
mittlungsbehörden nicht. Jedoch kann der Betroffene ein Auskunftsverwei-
gungsrecht als „gefährdeter Zeuge“ (§ 55 StPO) haben. 

14.  Der bei einer internen Ermittlung von einer privaten Vernehmungsperson be-
fragte Beschäftigte erlangt nicht den strafprozessualen Beschuldigtenstatus. 

Kontrovers: 

Frage 1:  Gestattet das Datenschutzrecht interne Ermittlungen bereits bei Vorliegen einer 
Einwilligung des Betroffenen unerachtet einer weiteren Interessenabwägung? 

Frage 2:  Kann ein Geschäftsleitungs- oder Überwachungsorgan seine Pflicht zur Sach-
verhaltsaufklärung auch (und ausschließlich) durch Veranlassung eines Ermitt-
lungsverfahrens (Straf- oder Ordnungswidrigkeitenanzeige) erfüllen? Ist das Or-
gan durch ein vorhandenes Ermittlungsverfahren seiner Pflicht zur Sachver-
haltsaufklärung – dauerhaft oder einstweilen bis zum Abschluss des Verfahrens 
– enthoben? 

Frage 3:  Gibt es Umstände, unter denen ein Geschäftsleitungs- oder Überwachungsor-
gan den Verdacht einer Straftat der Staatsanwaltschaft oder einer anderen Be-
hörde allein im Unternehmensinteresse anzuzeigen hat (etwa um die Einleitung 
eines zu erwartenden Ermittlungsverfahrens zu verhindern oder staatliche 
Zwangsmittel für eine anderweitig unmögliche Sachverhaltsaufklärung zu ver-
anlassen)? 

Frage 4:  Besteht eine Auskunftspflicht auch bezüglich eigener (auch in unterlassener 
Überwachung bestehender) Rechtsverstöße, gar strafbarer Handlungen? 

Frage 5:  Sind auf arbeits- oder gesellschaftsvertraglicher Basis pflichtgemäß erteilte In-
formationen strafprozessual verwertbar? 

Frage 6:  Wenn solche Angaben nicht verwertbar sein sollten, besteht dann auch ein dar-
über hinausgehendes strafprozessuales Verwendungsverbot?  

Frage 7:  Bestehen etwaige strafprozessuale Verwertungs- oder Verwendungsverbote 
nur im Verhältnis zum Aussagenden? Ist eventuell auch danach zu differenzie-
ren, ob ein oder mehrere Ermittlungs- bzw. Strafverfahren geführt werden?  

 


